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Übersicht der 5. Lehrveranstaltung

Systematik der heutigen Einheit

Block Inhalt Zentrale Normen

I. Verträge im Bankgeschäft Einzelverträge, Vertragsfreiheit, Girovertrag, 
Darlehen, Anlageberatung

§§ 311, 241, 675c ff., 675f, 488 ff., 
491 ff. BGB; §§ 63, 64 WpHG

II. Besondere 
Vertriebsformen

Fernabsatz, außerhalb von Geschäftsräumen, 
Widerruf, Informationspflichten

§§ 312b–312g, 355, 356, 495 BGB; 
Art. 246a EGBGB

III. AGB-Recht im BGB Begriff, Einbeziehung, Vorrang der 
Individualabrede, Inhaltskontrolle

§§ 305–310 BGB

IV. AGB der Banken und 
Sparkassen

Bank-AGB, Entgelte, Sicherheiten, Kündigung, 
unwirksame Klauseln

§§ 305 ff., 307 BGB; § 675g BGB; 
BGH XI ZR 26/20
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I. Verträge im Bankgeschäft



I. Verträge im Bankgeschäft – Rechtsgrundlagen
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I. Vertragsfreiheit und Basiskonto
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I. Vertragsfreiheit und Basiskonto
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I. Typische Verträge im Bankgeschäft
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I. Zahlungsdienste – Girokonto und digitale Bankprozesse
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I. Darlehensvertrag und Verbraucherdarlehen
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I. Darlehensvertrag und Verbraucherdarlehen
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I. Anlageberatung – Grundstruktur

13



I. Anlageberatung – Anlegergerechte Beratung
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I. Anlageberatung – Objektgerechte Beratung
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I. Anlageberatung – Dokumentation und Geeignetheitserklärung
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I. Anlageberatung – Interessenkonflikte
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I. Anlageberatung – Krypto-Assets und Bitcoins
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Beispiel 1: Nicht autorisierte App-Überweisung Sachverhalt

K unterhält bei der B-Bank ein Girokonto und nutzt die 
Banking-App der Bank. 

Eines Tages erhält K eine SMS, die scheinbar von der B-
Bank stammt. In der Nachricht wird K aufgefordert, seine 
Zugangsdaten zu bestätigen, weil angeblich eine 
Sicherheitsaktualisierung erforderlich sei.

K folgt dem Link, gibt seine Zugangsdaten ein und 
bestätigt anschließend in der Banking-App eine Push-
TAN. 
Kurz darauf werden 2.400 EUR an einen unbekannten 
Empfänger überwiesen. 

K bemerkt dies am nächsten Tag und verlangt von der B-
Bank Erstattung des Betrags.

Frage: 
Prüfen und begründen Sie, ob K von der B-Bank 
Erstattung der 2.400 EUR verlangen kann.
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Beispiel 1: Nicht autorisierte App-Überweisung Musterlösung 1/3

K könnte gegen die B-Bank einen Anspruch auf Erstattung der 2.400 EUR aus § 675u BGB haben.

Ausgangspunkt ist, dass es sich bei dem Girokonto mit Banking-App regelmäßig um einen 
Zahlungsdiensterahmenvertrag handelt. Für Zahlungsvorgänge gelten daher die besonderen Vorschriften des 
Zahlungsdiensterechts, insbesondere §§ 675c ff. BGB. Eine Überweisung ist ein Zahlungsvorgang, bei dem zu prüfen 
ist, ob dieser wirksam autorisiert wurde.

Nach § 675j Abs. 1 BGB ist ein Zahlungsvorgang gegenüber dem Zahler nur wirksam, wenn er diesem zugestimmt 
hat. Diese Zustimmung wird als Autorisierung bezeichnet. Die Zustimmung kann in der zwischen Bank und Kunde 
vereinbarten Weise erfolgen, etwa durch TAN, Push-TAN oder Freigabe in der Banking-App. 

Hier hat K zwar eine Push-TAN freigegeben. Fraglich ist aber, ob er gerade die streitige Überweisung an den 
unbekannten Empfänger autorisieren wollte. Wenn K nur eine angebliche Sicherheitsaktualisierung bestätigen wollte 
und die konkrete Überweisung nicht erkennen konnte, spricht viel dafür, dass der Zahlungsvorgang nicht 
ordnungsgemäß autorisiert war.

Liegt ein nicht autorisierter Zahlungsvorgang vor, hat der Zahlungsdienstleister nach § 675u BGB grundsätzlich keinen 
Anspruch auf Erstattung seiner Aufwendungen und muss dem Zahler den Zahlungsbetrag unverzüglich erstatten. 
Wurde das Zahlungskonto belastet, ist es wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung 
befunden hätte. 

Die Bank könnte sich jedoch auf eine Haftung des K nach § 675v BGB berufen. Nach § 675v BGB kommt eine Haftung 
des Zahlers insbesondere bei missbräuchlicher Nutzung eines Zahlungsinstruments in Betracht. Dabei ist zu prüfen, ob 
K seine Sorgfaltspflichten verletzt hat. Eine Haftung kann insbesondere dann weiter reichen, wenn K grob fahrlässig 
gehandelt hat.
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Beispiel 1: Nicht autorisierte App-Überweisung Musterlösung 2/3

Zusätzlich ist § 676b BGB zu beachten. Danach muss der Zahlungsdienstnutzer den Zahlungsdienstleister 
unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgangs unterrichten. K 
hat die Abbuchung am nächsten Tag bemerkt und sofort Erstattung verlangt. Damit spricht nach dem Sachverhalt 
nichts gegen eine rechtzeitige Anzeige. 

Entscheidend ist daher, ob K die Überweisung tatsächlich autorisiert hat oder ob nur eine technisch ausgelöste 
Freigabe ohne wirksame Zustimmung zur konkreten Zahlung vorliegt. 
Ebenso entscheidend ist, ob ihm grobe Fahrlässigkeit vorgeworfen werden kann. Allein der Umstand, dass K auf eine 
Phishing-SMS reagiert hat, reicht nicht automatisch für jedes Ergebnis aus; es kommt auf die Erkennbarkeit der 
Täuschung, die Gestaltung der Freigabe und die angezeigten Zahlungsdaten an.

Ergebnis:
K kann grundsätzlich Erstattung nach § 675u BGB verlangen, wenn die Überweisung nicht autorisiert war. 
Die B-Bank kann dem Anspruch aber eine Haftung des K nach § 675v BGB entgegenhalten, wenn K grob fahrlässig 
gehandelt hat. Das Ergebnis hängt daher maßgeblich davon ab, ob die App-Freigabe für K als konkrete Überweisung 
erkennbar war.
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Beispiel 1: Nicht autorisierte App-Überweisung Musterlösung 3/3

Kurzes Prüfungsschema: Anspruch des K gegen 
die Bank auf Erstattung aus § 675u BGB

1. Zahlungsdiensterahmenvertrag
• Girokonto / Banking-App als 

Zahlungsdiensterahmenvertrag
• Anwendbarkeit der §§ 675c ff. BGB 

2. Zahlungsvorgang
• Überweisung über 2.400 EUR 
• Belastung des Zahlungskontos 

3. Autorisierung des Zahlungsvorgangs
• Maßstab: § 675j Abs. 1 BGB 
• Zahlungsvorgang nur wirksam, wenn K 

zugestimmt hat 
• Problem: Push-TAN wurde zwar 

freigegeben, aber möglicherweise nicht 
bewusst für diese konkrete Überweisung 

4. Rechtsfolge bei fehlender Autorisierung
• § 675u BGB: Bank muss Betrag erstatten 

bzw. Konto wieder richtigstellen 

5. Einwand der Bank: Haftung des K
• § 675v BGB 
• Missbräuchliche Nutzung eines 

Zahlungsinstruments 
• Prüfung grober Fahrlässigkeit 
• Maßgeblich: Erkennbarkeit der Phishing-

Nachricht, angezeigte Zahlungsdaten, 
Verhalten des K 

6. Anzeigeobliegenheit
• § 676b BGB 
• K hat den Vorgang am nächsten Tag 

gemeldet 

7. Ergebnis
Anspruch besteht, wenn keine wirksame 
Autorisierung vorlag und keine 
anspruchskürzende Haftung des K nach § 675v 
BGB eingreift.
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Beispiel 2: Anlageberatung und riskante Unternehmensanleihe Sachverhalt

K ist langjähriger Kunde der B-Bank. Er möchte 40.000 
EUR anlegen und erklärt im Beratungsgespräch, das 
Geld solle „sicher angelegt“ sein und bei Bedarf kurzfristig 
verfügbar bleiben. 

Der Bankberater empfiehlt eine nachrangige 
Unternehmensanleihe mit einer attraktiven Verzinsung. 
Über den Nachrang, das Ausfallrisiko und die 
eingeschränkte Handelbarkeit spricht der Berater nur sehr 
allgemein.

Ein Jahr später gerät das Unternehmen in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten. Der Kurs der Anleihe fällt erheblich. 

K macht geltend, er hätte die Anleihe bei 
ordnungsgemäßer Beratung nicht erworben.

Frage: 
Prüfen und begründen Sie, ob K gegen die B-Bank 
Schadensersatz verlangen kann.
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Beispiel 2: Anlageberatung und riskante Unternehmensanleihe Musterlösung 1/3

K könnte gegen die B-Bank einen Anspruch auf Schadensersatz aus § 280 Abs. 1 BGB wegen Verletzung von 
Pflichten aus einem Anlageberatungsvertrag haben.

Zunächst müsste zwischen K und der B-Bank ein Anlageberatungsvertrag zustande gekommen sein. 
Ein solcher Vertrag kann auch ohne ausdrückliche schriftliche Vereinbarung entstehen, wenn ein Kunde erkennbar eine 
Anlageentscheidung treffen möchte und die Bank eine individuelle Empfehlung zu einem konkreten Finanzprodukt 
abgibt. 
Im vorliegenden Fall hat K ausdrücklich Anlagewünsche geäußert und der Berater hat eine bestimmte 
Unternehmensanleihe empfohlen. Damit liegt ein Beratungsverhältnis nahe.

Aus einem solchen Beratungsverhältnis ergeben sich Schutz- und Rücksichtnahmepflichten im Sinne von § 241 Abs. 2 
BGB. Bei Verletzung dieser Pflichten kann Schadensersatz nach § 280 Abs. 1 BGB verlangt werden.

Inhaltlich muss die Beratung anlegergerecht und objektgerecht sein. Anlegergerecht bedeutet, dass die Empfehlung zur 
Person des Kunden passen muss. Maßgeblich sind insbesondere Anlageziel, Risikobereitschaft, Kenntnisse, 
Erfahrungen, finanzielle Verhältnisse und Liquiditätsbedarf. Objektgerecht bedeutet, dass das empfohlene Produkt 
richtig, vollständig und verständlich erläutert werden muss.

Hier wollte K das Geld sicher und kurzfristig verfügbar anlegen. Eine nachrangige Unternehmensanleihe ist 
demgegenüber regelmäßig mit besonderen Risiken verbunden. Der Nachrang bedeutet, dass der Anleger im 
Insolvenzfall schlechter stehen kann als andere Gläubiger. Zusätzlich bestehen Ausfallrisiken und Kursrisiken. Wenn 
die Anleihe zudem nur eingeschränkt handelbar ist, passt sie gerade nicht ohne Weiteres zu dem Wunsch nach 
kurzfristiger Verfügbarkeit.
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Beispiel 2: Anlageberatung und riskante Unternehmensanleihe Musterlösung 2/3

Die Bank hätte K daher klar und verständlich über die wesentlichen Risiken aufklären müssen. Eine nur allgemeine 
Information über Risiken reicht nicht aus, wenn gerade Nachrang, Ausfallrisiko und eingeschränkte Handelbarkeit für 
die Anlageentscheidung wesentlich sind.

Eine Pflichtverletzung liegt daher nahe. Diese Pflichtverletzung wäre auch kausal für den Schaden, wenn K bei 
ordnungsgemäßer Beratung die Anleihe nicht erworben hätte. Der Schaden kann dann darin liegen, dass K ein für ihn 
ungeeignetes Produkt erworben hat und dadurch Vermögensnachteile erleidet.

Das Vertretenmüssen wird nach § 280 Abs. 1 Satz 2 BGB vermutet. Die B-Bank müsste sich entlasten. Dafür enthält 
der Sachverhalt keine Anhaltspunkte.

Ergebnis:
K kann gegen die B-Bank Schadensersatz aus § 280 Abs. 1 BGB verlangen, wenn die Empfehlung der nachrangigen 
Unternehmensanleihe nicht zu seinem Sicherheits- und Liquiditätswunsch passte und die Risiken nicht ausreichend 
erläutert wurden.
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Beispiel 2: Anlageberatung und riskante Unternehmensanleihe Musterlösung 3/3

Kurzes Prüfungsschema: Anspruch des K gegen die 
Bank auf Schadensersatz aus § 280 Abs. 1 BGB

1. Schuldverhältnis
• Anlageberatungsvertrag zwischen K und Bank 
• Zustandekommen durch Beratungsgespräch und 

konkrete Anlageempfehlung 

2. Pflichten aus dem Beratungsvertrag
• Schutz- und Rücksichtnahmepflichten aus § 241 

Abs. 2 BGB 
• Beratung muss anlegergerecht und objektgerecht 

sein 

3. Anlegergerechte Beratung
• Anlageziel: sicher 
• Liquiditätswunsch: kurzfristig verfügbar 
• Risikobereitschaft und Kenntnisse des Kunden 

beachten 
• Empfehlung muss zur persönlichen Situation des 

K passen 

4. Objektgerechte Beratung
• Produkt muss richtig und vollständig erklärt 

werden 

• Nachrang 
• Ausfallrisiko 
• eingeschränkte Handelbarkeit 
• Kursrisiken 

5. Pflichtverletzung
• Empfehlung einer nachrangigen 

Unternehmensanleihe trotz Sicherheits- und 
Liquiditätswunsch 

• nur allgemeine Risikoaufklärung genügt nicht 

6. Vertretenmüssen
• wird nach § 280 Abs. 1 Satz 2 BGB vermutet 
• Entlastung der Bank nicht ersichtlich 

7. Schaden und Kausalität
• Kursverlust / Erwerb eines ungeeigneten 

Produkts 
• K hätte bei ordnungsgemäßer Beratung nicht 

gekauft 

8. Ergebnis
Schadensersatzanspruch kommt in Betracht, wenn die 
Beratung nicht anleger- oder objektgerecht war.
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II. Besondere Vertriebsformen



II. Besondere Vertiebsformen – Bankgeschäft (Überblick) 
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II. Besondere Vertiebsformen – Fernabsatzvertrag

29



II. Besondere Vertiebsformen – Fernabsatzvertrag – Informationspflichten
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II. Besondere Vertiebsformen – Fernabsatzvertrag – Widerrufsrecht
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II. Besondere Vertiebsformen – Fernabsatzvertrag – Widerrufsrecht – Ausnahmen
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II. Besondere Vertiebsformen – Aussergeschäftsraumvertrag
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II. Besondere Vertiebsformen – Fernabsatz – Kommunikationskanäle
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II. Besondere Vertiebsformen – Online-Abschluss per App 
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II. Besondere Vertiebsformen – Fernabsatz – Krypto-Assets  
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Beispiel 3: Online-Ratenkredit mit unklarer Widerrufsbelehrung Sachverhalt

K schließt über die Smartphone-App der B-Bank einen 
Ratenkredit über 6.000 EUR am 01.07.2026 ab. 
Die gesamte Kommunikation erfolgt digital. Vor Abgabe 
seiner Vertragserklärung erhält K mehrere PDF-
Dokumente in der App. Die Widerrufsbelehrung befindet 
sich nur in einem Unterordner „Weitere Dokumente“ und 
ist dort schwer auffindbar.

Nach 20 Tagen erklärt K per E-Mail den Widerruf. 

Die B-Bank meint, die Widerrufsfrist habe 14 Tage 
betragen und sei bereits abgelaufen.

Frage: 
Prüfen und begründen Sie, ob der Widerruf des K noch 
möglich ist.
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Beispiel 3: Online-Ratenkredit mit unklarer Widerrufsbelehrung Musterlösung 1/3

K könnte den Ratenkredit wirksam widerrufen haben.

Zunächst ist der Vertrag rechtlich einzuordnen. Bei einem Ratenkredit zwischen einer Bank als Unternehmer und K als 
Verbraucher handelt es sich regelmäßig um einen Verbraucherdarlehensvertrag im Sinne der §§ 491 ff. BGB. Für 
Verbraucherdarlehensverträge gelten besondere Schutzvorschriften, insbesondere zu Form, Pflichtangaben und 
Widerruf.

Da der Vertrag vollständig über die Smartphone-App geschlossen wurde, liegt außerdem ein Fernabsatzvertrag nahe. 
Ein Fernabsatzvertrag setzt nach § 312c BGB voraus, dass Unternehmer und Verbraucher für Vertragsverhandlungen 
und Vertragsschluss ausschließlich Fernkommunikationsmittel verwenden und der Vertrag im Rahmen eines für den 
Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems zustande kommt. Bei einer standardisierten App-
Abschlussstrecke einer Bank ist dies regelmäßig der Fall.

Das Widerrufsrecht bei Fernabsatzverträgen ergibt sich grundsätzlich aus § 312g Abs. 1 BGB i.V.m. § 355 BGB. Bei 
Verbraucherdarlehensverträgen ist zusätzlich § 495 BGB zu beachten. Nach § 495 Abs. 1 BGB steht dem 
Darlehensnehmer bei einem Verbraucherdarlehensvertrag ein Widerrufsrecht nach § 355 BGB zu. 

Die regelmäßige Widerrufsfrist beträgt nach § 355 Abs. 2 BGB 14 Tage. Sie beginnt jedoch nur dann ordnungsgemäß 
zu laufen, wenn der Verbraucher ordnungsgemäß über sein Widerrufsrecht und die maßgeblichen 
Vertragsinformationen belehrt wurde. Bei Verbraucherdarlehensverträgen sind außerdem die Pflichtangaben nach §
492 BGB und Art. 247 EGBGB relevant. Die vorvertraglichen Informationspflichten bei Verbraucherdarlehensverträgen 
ergeben sich aus § 491a BGB in Verbindung mit Art. 247 EGBGB. 
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Beispiel 3: Online-Ratenkredit mit unklarer Widerrufsbelehrung Musterlösung 2/3

Hier wurden K vorliegend zwar mehrere PDF-Dokumente bereitgestellt. Problematisch ist aber, dass die 
Widerrufsbelehrung nur schwer auffindbar in einem Unterordner abgelegt war. Bei digitalen Abschlussstrecken genügt 
es nicht, Informationen irgendwo technisch verfügbar zu machen. Sie müssen so bereitgestellt werden, dass der 
Verbraucher sie vor Abgabe seiner Vertragserklärung tatsächlich klar und verständlich zur Kenntnis nehmen kann.

Wenn die Widerrufsbelehrung nicht ordnungsgemäß erteilt wurde, beginnt die 14-tägige Widerrufsfrist nicht 
ordnungsgemäß zu laufen. Dann kann ein Widerruf auch nach Ablauf von 14 Tagen noch möglich sein. Die Erklärung 
nach 20 Tagen wäre in diesem Fall nicht verspätet.

Anders wäre es, wenn die Bank nachweisen könnte, dass K rechtzeitig, klar und verständlich über sein Widerrufsrecht 
belehrt wurde und die Belehrung auf einem dauerhaften Datenträger ordnungsgemäß bereitgestellt wurde. 
Allein die Ablage in einem schwer auffindbaren Unterordner spricht aber gegen eine ordnungsgemäße Belehrung.

Ergebnis:
Der Widerruf des K kann auch nach 20 Tagen noch möglich sein, wenn die Widerrufsbelehrung nicht ordnungsgemäß, 
klar und auffindbar erteilt wurde. Maßgeblich sind insbesondere § 495 BGB, § 355 BGB, § 492 BGB und Art. 247 
EGBGB.
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Beispiel 3: Online-Ratenkredit mit unklarer Widerrufsbelehrung Musterlösung 3/3

Kurzes Prüfungsschema: 
Wirksamkeit des Widerrufs durch K

1. Vertragliche Einordnung
• Ratenkredit über 6.000 EUR 
• Bank als Unternehmer, K als Verbraucher 
• Verbraucherdarlehensvertrag, §§ 491 ff. 

BGB 

2. Digitale Abschlussform
• Abschluss über Smartphone-App 
• Fernabsatzsituation, § 312c BGB 

3. Widerrufsrecht
• bei Verbraucherdarlehen: § 495 Abs. 1 BGB 
• Widerrufsrecht nach § 355 BGB 

4. Widerrufsfrist
• grundsätzlich 14 Tage, § 355 Abs. 2 BGB 
• Fristbeginn setzt ordnungsgemäße 

Belehrung und Pflichtangaben voraus 

5. Pflichtangaben / Belehrung
• § 492 BGB 
• Art. 247 EGBGB 
• Belehrung muss klar, verständlich und 

auffindbar sein 

6. Problem im Sachverhalt
• Widerrufsbelehrung nur schwer auffindbar 

im Unterordner 
• bloße technische Bereitstellung genügt 

möglicherweise nicht 

7. Rechtsfolge
• Bei nicht ordnungsgemäßer Belehrung 

beginnt Frist nicht ordnungsgemäß 
• Widerruf nach 20 Tagen kann noch möglich 

sein 

8. Ergebnis
Widerruf ist möglich, wenn die Belehrung nicht 
ordnungsgemäß erteilt wurde.
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Beispiel 4: Vertragsschluss am Messestand Sachverhalt

Die B-Bank betreibt auf einer Verbrauchermesse einen 
Stand. 
Dort spricht der Bankmitarbeiter A den K an und bietet 
ihm ein neues Tagesgeldkonto mit besonderem 
Aktionszins an. K füllt direkt am Messestand ein digitales 
Formular auf einem Tablet aus und erhält anschließend 
per E-Mail eine Vertragsbestätigung.

Einige Tage später überlegt K es sich anders und möchte 
sich vom Vertrag lösen. 
Die Bank meint, K habe freiwillig unterschrieben; ein 
Widerruf komme nicht in Betracht.

Frage: 
Prüfen und begründen Sie, ob K den Vertrag widerrufen 
kann.
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Beispiel 4: Vertragsschluss am Messestand Musterlösung 1/3

K könnte ein Widerrufsrecht nach § 312g Abs. 1 BGB in Verbindung mit § 355 BGB haben.

Zunächst ist zu prüfen, ob ein Verbrauchervertrag vorliegt. K handelt als Privatperson. Die B-Bank handelt als 
Unternehmer. Damit liegt ein Verbrauchervertrag nahe.

Weiter ist zu prüfen, ob der Vertrag außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen wurde. § 312b BGB regelt außerhalb 
von Geschäftsräumen geschlossene Verträge. Erfasst sind insbesondere Verträge, die bei gleichzeitiger körperlicher 
Anwesenheit des Verbrauchers und des Unternehmers an einem Ort geschlossen werden, der kein Geschäftsraum des 
Unternehmers ist. Ein Messestand kann ein solcher Ort sein, wenn er nicht als gewöhnlicher Geschäftsraum der Bank 
anzusehen ist.

Hier wurde K auf einer Verbrauchermesse angesprochen und hat dort unmittelbar das digitale Formular ausgefüllt. Der 
Vertragsschluss erfolgte also nicht in einer Bankfiliale, sondern an einem Messestand. Damit spricht viel für einen 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrag im Sinne von § 312b BGB.

Bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen steht dem Verbraucher nach § 312g Abs. 1 BGB 
grundsätzlich ein Widerrufsrecht nach § 355 BGB zu. Die Bank kann sich nicht darauf berufen, dass K „freiwillig“ 
unterschrieben habe. Das Widerrufsrecht setzt gerade keinen Willensmangel voraus, sondern gewährt dem 
Verbraucher eine gesetzliche Bedenkzeit.

Zu beachten sind außerdem Informationspflichten. Nach § 312d BGB muss der Unternehmer den Verbraucher bei 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen informieren. Bei Finanzdienstleistungen richten sich die 
Informationspflichten nach § 312d Abs. 2 BGB in Verbindung mit Art. 246b EGBGB.
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Beispiel 4: Vertragsschluss am Messestand Musterlösung 2/3

Die Widerrufsfrist beträgt nach § 355 Abs. 2 BGB grundsätzlich 14 Tage. Sie beginnt aber nur ordnungsgemäß, wenn K 
ordnungsgemäß über das Widerrufsrecht informiert wurde. Erfolgt keine ordnungsgemäße Belehrung, kann sich der 
Fristbeginn verschieben.

Ein Tagesgeldkonto ist ein Bankprodukt und damit eine Finanzdienstleistung. Daher sind die besonderen 
Informationspflichten für Finanzdienstleistungen zu beachten. Die Vertragsbestätigung per E-Mail kann grundsätzlich 
ein dauerhafter Datenträger sein, wenn K die Informationen speichern und unverändert abrufen kann.

Ergebnis:
K kann den Vertrag grundsätzlich widerrufen, wenn es sich um einen außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen 
Verbrauchervertrag handelt und keine Ausnahme greift. Maßgeblich sind § 312b BGB, § 312g BGB, § 355 BGB sowie 
bei Finanzdienstleistungen § 312d Abs. 2 BGB in Verbindung mit Art. 246b EGBGB.
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Beispiel 4: Vertragsschluss am Messestand Musterlösung 3/3

Kurzes Prüfungsschema: 
Widerrufsrecht des K bei Vertragsschluss am 
Messestand

1. Verbrauchervertrag
• K als Verbraucher, § 13 BGB 
• Bank als Unternehmer, § 14 BGB 

2. Vertrag außerhalb von Geschäftsräumen
• § 312b BGB 
• gleichzeitige körperliche Anwesenheit 
• Ort ist kein Geschäftsraum der Bank 
• Messestand / Promotionstand als typischer 

Fall 

3. Bankprodukt / Finanzdienstleistung
• Tagesgeldkonto als Bank- bzw. 

Finanzdienstleistung 
• besondere Informationspflichten beachten 

4. Widerrufsrecht
• § 312g Abs. 1 BGB 
• Widerrufsrecht nach § 355 BGB 

5. Informationspflichten
• § 312d BGB 
• bei Finanzdienstleistungen: § 312d Abs. 2 

BGB i. V. m. Art. 246b EGBGB 

6. Widerrufsfrist
• grundsätzlich 14 Tage, § 355 Abs. 2 BGB 
• Fristbeginn nur bei ordnungsgemäßer 

Belehrung 

7. Einwand der Bank
• Freiwillige Unterschrift schließt Widerruf 

nicht aus 
• Widerrufsrecht ist gesetzliche Bedenkzeit, 

kein Anfechtungsrecht 

8. Ergebnis
K kann widerrufen, wenn ein außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossener Vertrag 
vorliegt und keine Ausnahme greift.

44



2
4

III. AGB-Recht im BGB



III. AGB–Recht – Übersicht

46



III. AGB–Recht – Bankpraxis
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III. AGB–Recht – im Online-Banking
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III. AGB–Recht – Auslegung und Grenzen
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III. AGB–Recht – Inhaltskontrolle
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III. AGB–Recht – Rechtsfolgen unwirksamer AGB
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III. AGB–Recht – Änderungs- und Entgeltklauseln
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III. AGB–Recht – Digitalisierung und AGB-Management
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III. AGB–Recht – KI und automatisierte AGB-Gestaltung

54



III. AGB–Recht – in hybriden digitalin Finanzmodellen

55



Beispiel 5: App-AGB und versteckte Entgeltklausel Sachverhalt

K eröffnet über die App der D-Bank ein Girokonto. 
Während des Antragsprozesses muss K eine Checkbox 
anklicken: „Ich akzeptiere die Vertragsbedingungen.“ Die 
AGB sind über einen Link abrufbar. In den AGB befindet 
sich eine Klausel, wonach die Bank für die erneute 
Bereitstellung gesetzlich geschuldeter 
Vertragsinformationen im elektronischen Postfach 9,90 
EUR verlangen darf.

K ruft einige Monate später eine solche 
Vertragsinformation erneut ab. Die Bank belastet sein 
Konto mit 9,90 EUR. 

K hält die Klausel für unwirksam.

Frage: 
Prüfen und begründen Sie, ob die Entgeltklausel AGB-
rechtlich problematisch ist.
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Beispiel 5: App-AGB und versteckte Entgeltklausel Musterlösung 1/3

K könnte gegen die D-Bank einen Anspruch auf Rückzahlung der 9,90 EUR haben, wenn die Entgeltklausel unwirksam 
ist und die Bank das Entgelt ohne Rechtsgrund erhalten hat. Als Anspruchsgrundlage kommt dann § 812 Abs. 1 Satz 1 
Alt. 1 BGB in Betracht.

Zunächst ist zu prüfen, ob es sich bei den App-Bedingungen um Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) handelt. 
Nach § 305 Abs. 1 BGB sind AGB alle für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierten Vertragsbedingungen, die eine 
Vertragspartei der anderen Vertragspartei bei Abschluss eines Vertrags stellt. 

Die Bedingungen der D-Bank sind vorformuliert, werden für viele Kontoeröffnungen verwendet und von der Bank 
gestellt. Damit liegen AGB im Sinne von § 305 Abs. 1 BGB vor.

Weiter müssten die AGB wirksam einbezogen worden sein. Nach § 305 Abs. 2 BGB muss der Verwender bei 
Vertragsschluss ausdrücklich auf die AGB hinweisen, dem anderen Teil die Möglichkeit verschaffen, in zumutbarer 
Weise von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen, und der andere Teil muss mit ihrer Geltung einverstanden sein. Bei einer 
App-Kontoeröffnung kann dies grundsätzlich durch einen klaren Link auf die AGB und eine Checkbox geschehen.

Hier musste K eine Checkbox anklicken. Die AGB waren über einen Link abrufbar. Das spricht grundsätzlich für eine 
Einbeziehung. Entscheidend bleibt aber, ob der Link klar erkennbar war und ob K vor Abschluss des Vertrags zumutbar 
Kenntnis nehmen konnte.

Die Entgeltklausel unterliegt sodann der Inhaltskontrolle. Nach § 307 Abs. 3 BGB sind insbesondere solche Klauseln 
kontrollfähig, die von Rechtsvorschriften abweichen oder diese ergänzen. Preisnebenabreden, also Entgelte für 
Tätigkeiten, die die Bank aufgrund eigener gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten ohnehin erbringen muss, sind 
regelmäßig kontrollfähig. 
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Beispiel 5: App-AGB und versteckte Entgeltklausel Musterlösung 2/3

Die erneute Bereitstellung gesetzlich geschuldeter Vertragsinformationen betrifft keine frei zusätzlich angebotene 
Sonderleistung, sondern steht im Zusammenhang mit Informationspflichten der Bank. Wenn die Bank für die Erfüllung 
oder erneute Zugänglichmachung eigener gesetzlicher Pflichten ein gesondertes Entgelt verlangt, kann dies den 
Kunden unangemessen benachteiligen.

Eine unangemessene Benachteiligung kann sich aus § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB ergeben. Außerdem verlangt § 307 Abs. 
1 Satz 2 BGB Transparenz. Eine Klausel muss klar und verständlich sein. Versteckte oder überraschende Entgelte sind 
daher besonders kritisch.

Ist die Klausel unwirksam, bleibt der Vertrag im Übrigen nach § 306 Abs. 1 BGB wirksam. An die Stelle der 
unwirksamen Klausel tritt nach § 306 Abs. 2 BGB die gesetzliche Regelung. Eine eigenständige Anspruchsgrundlage 
für die 9,90 EUR bestünde dann nicht.

Ergebnis:
Die Entgeltklausel ist AGB-rechtlich problematisch. 
Sie kann nach § 307 Abs. 1 und Abs. 2 BGB unwirksam sein, wenn die Bank ein Entgelt für eine gesetzlich geschuldete 
Information verlangt. 
In diesem Fall kann K Rückzahlung nach § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB verlangen.
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Beispiel 5: App-AGB und versteckte Entgeltklausel Musterlösung 3/3

Kurzes Prüfungsschema: 
Rückzahlung der 9,90 EUR wegen unwirksamer 
Entgeltklausel

1. Anspruchsgrundlage
• § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB 
• Leistung ohne Rechtsgrund, wenn Entgeltklausel 

unwirksam ist 

2. Vorliegen von AGB
• § 305 Abs. 1 BGB 
• vorformulierte Vertragsbedingungen 
• für Vielzahl von Verträgen 
• von der Bank gestellt 

3. Einbeziehung der AGB
• § 305 Abs. 2 BGB 
• Hinweis auf AGB 
• zumutbare Kenntnisnahmemöglichkeit
• Einverständnis durch Checkbox 

4. Kontrollfähigkeit
• § 307 Abs. 3 BGB 
• Preisnebenabrede kontrollfähig 

• Entgelt für gesetzlich geschuldete Information ist 
keine echte Hauptpreisabrede

5. Inhaltskontrolle
• § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB: unangemessene 

Benachteiligung 
• § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB: Transparenzgebot 
• Bank verlangt Entgelt für eigene gesetzliche 

Pflicht 

6. Rechtsfolge der Unwirksamkeit
• § 306 Abs. 1 BGB: Vertrag bleibt bestehen 
• § 306 Abs. 2 BGB: gesetzliche Regelung tritt an 

Stelle der Klausel 

7. Bereicherungsrecht
• Bank hat 9,90 EUR erlangt 
• durch Leistung des K 
• ohne Rechtsgrund, wenn Klausel unwirksam 

8. Ergebnis
K kann Rückzahlung verlangen, wenn die 
Entgeltklausel nach § 307 BGB unwirksam ist.
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Beispiel 6: Überraschende Klausel im Online-Banking Sachverhalt

K nutzt das Online-Banking der B-Bank. 
In den Sonderbedingungen für das Online-Banking 
befindet sich unter der Überschrift „Technische Hinweise“ 
folgende Klausel:
„Die Bank kann dem Kunden sämtliche Kosten ersetzen 
lassen, die durch Störungen, Sicherheitsprüfungen oder 
interne Nachbearbeitungen im Zusammenhang mit dem 
Online-Banking entstehen.“

K bemerkt die Klausel erst, als die Bank ihm nach einer 
fehlgeschlagenen Überweisung 39 EUR 
„Bearbeitungskosten Online-Banking“ belastet.

Frage: 
Prüfen und begründen Sie, ob die Klausel wirksam ist.
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Beispiel 6: Überraschende Klausel im Online-Banking Musterlösung 1/3

Die Klausel könnte unwirksam sein oder bereits nicht Vertragsbestandteil geworden sein.

Zunächst handelt es sich um AGB im Sinne von § 305 Abs. 1 BGB. Die Sonderbedingungen für das Online-Banking 
sind vorformulierte Vertragsbedingungen, die die Bank für eine Vielzahl von Kunden verwendet und stellt.

Fraglich ist zunächst, ob die Klausel nach § 305c Abs. 1 BGB überraschend ist. Nach § 305c Abs. 1 BGB werden 
Bestimmungen in AGB nicht Vertragsbestandteil, wenn sie nach den Umständen, insbesondere nach dem äußeren 
Erscheinungsbild des Vertrags, so ungewöhnlich sind, dass der Vertragspartner mit ihnen nicht zu rechnen braucht. 

Hier steht die Klausel unter der Überschrift „Technische Hinweise“. Ein durchschnittlicher Kunde erwartet dort eher 
Hinweise zur Nutzung des Online-Bankings, zu Systemanforderungen oder zur Sicherheit. Er muss aber nicht ohne 
Weiteres damit rechnen, dass an dieser Stelle eine weitreichende Kostenersatzpflicht für interne Bearbeitungskosten 
geregelt wird. Die Platzierung spricht daher für eine überraschende Klausel.

Selbst wenn die Klausel Vertragsbestandteil geworden wäre, wäre sie an § 307 BGB zu messen. Nach § 307 Abs. 1 
Satz 1 BGB sind AGB unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und 
Glauben unangemessen benachteiligen. Nach § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB kann sich eine unangemessene 
Benachteiligung auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.

Die Klausel ist sehr weit formuliert. Sie spricht von „sämtlichen Kosten“ für „Störungen, Sicherheitsprüfungen oder 
interne Nachbearbeitungen“. Für den Kunden ist nicht erkennbar, welche Kosten in welcher Höhe entstehen können. 
Ebenso ist unklar, ob die Kosten auch dann verlangt werden sollen, wenn die Ursache im Verantwortungsbereich der 
Bank liegt. Das ist mit dem Transparenzgebot kaum vereinbar.
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Beispiel 6: Überraschende Klausel im Online-Banking Musterlösung 2/3

Außerdem könnte die Klausel die gesetzliche Risikoverteilung verschieben. Die Bank versucht, interne Kosten 
pauschal auf den Kunden abzuwälzen. Gerade bei technischen Störungen und Sicherheitsprüfungen handelt es sich 
aber häufig um Tätigkeiten, die im Organisations- und Risikobereich der Bank liegen.

Nach § 305c Abs. 2 BGB gehen Zweifel bei der Auslegung Allgemeiner Geschäftsbedingungen zulasten des 
Verwenders. Wenn also unklar bleibt, welche Kosten gemeint sind, wirkt sich diese Unklarheit zulasten der Bank aus. 

Ergebnis:
Die Klausel ist voraussichtlich bereits nach § 305c Abs. 1 BGB nicht Vertragsbestandteil geworden. 
Jedenfalls ist sie wegen Intransparenz und unangemessener Benachteiligung nach § 307 Abs. 1 BGB erheblich 
problematisch. Die Belastung von 39 EUR dürfte daher nicht wirksam auf diese Klausel gestützt werden können. 62



Beispiel 6: Überraschende Klausel im Online-Banking Musterlösung 3/3

Kurzes Prüfungsschema: 
Wirksamkeit der Klausel über Bearbeitungskosten

1. Vorliegen von AGB
• § 305 Abs. 1 BGB 
• Sonderbedingungen Online-Banking 
• vorformuliert und von der Bank gestellt 

2. Einbeziehung
• § 305 Abs. 2 BGB 
• grundsätzlich möglich durch Hinweis und 

Zustimmung 

3. Überraschende Klausel
• § 305c Abs. 1 BGB 
• ungewöhnliche Regelung 
• Kunde muss mit ihr nicht rechnen 
• Problem: Kostenpflicht steht unter „Technische 

Hinweise“ 

4. Folge bei Überraschung
• Klausel wird nicht Vertragsbestandteil 
• Bank kann 39 EUR nicht darauf stützen 

5. Hilfsweise: Inhaltskontrolle
• § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB 
• unangemessene Benachteiligung 
• Überwälzung interner Bankkosten auf den 

Kunden 

6. Transparenzgebot
• § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB 
• „sämtliche Kosten“, „Störungen“, „interne 

Nachbearbeitung“ zu unklar 
• Höhe und Voraussetzungen nicht erkennbar 

7. Unklarheitenregel
• § 305c Abs. 2 BGB 
• Zweifel gehen zulasten des Verwenders, also der 

Bank 

8. Ergebnis
Klausel ist voraussichtlich nach § 305c Abs. 1 BGB 
nicht Vertragsbestandteil oder nach § 307 BGB 
unwirksam.
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IV. AGB der Banken und Sparkassen



IV. AGB–Recht der Banken – Übersicht
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IV. AGB–Recht der Banken – Genehmigungsfiktion und Mitwirkung
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IV. AGB–Recht der Banken – typische Praxisfelder
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IV. AGB–Recht der Banken – Kündigungsrechte und Unwirksamkeit
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Beispiel 7: AGB-Änderung durch Schweigen Sachverhalt

Die B-Bank stellt K im Mai eine Nachricht in das 
elektronische Postfach ein. Darin heißt es:
„Wir ändern zum 1. August unsere Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen und unser Preis- und 
Leistungsverzeichnis. Wenn Sie nicht innerhalb von zwei 
Monaten widersprechen, gilt Ihre Zustimmung als erteilt.“

K liest die Nachricht nicht und widerspricht nicht. 

Ab August belastet die Bank monatlich 7,90 EUR 
Kontoführungsentgelt. 

K verlangt Rückzahlung.

Frage: 
Prüfen und begründen Sie, ob das Entgelt wirksam 
vereinbart wurde.
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Beispiel 7: AGB-Änderung durch Schweigen Musterlösung 1/3

Die B-Bank könnte gegen K einen Anspruch auf Zahlung des monatlichen Kontoführungsentgelts haben. 
Voraussetzung wäre, dass das Entgelt wirksam vereinbart wurde.

Ursprünglich bestand ein Girovertrag bzw. Zahlungsdiensterahmenvertrag zwischen K und der B-Bank. Die Bank 
möchte diesen laufenden Vertrag ändern und ein neues oder erhöhtes Kontoführungsentgelt einführen. Dafür benötigt 
sie grundsätzlich eine wirksame vertragliche Grundlage.

Die Bank beruft sich auf eine AGB-Klausel, nach der Schweigen des Kunden als Zustimmung gilt. Eine solche Klausel 
ist an den §§ 305 ff. BGB zu messen. Nach § 307 Abs. 1 BGB sind AGB unwirksam, wenn sie den Vertragspartner 
unangemessen benachteiligen. Besonders problematisch sind Klauseln, die durch bloßes Schweigen weitreichende 
Vertragsänderungen ermöglichen.

Schweigen ist im Privatrecht grundsätzlich keine Willenserklärung. Eine Zustimmung zu einer Vertragsänderung muss 
daher grundsätzlich aktiv erklärt werden. Eine Zustimmungsfiktion kann zwar in engen Grenzen zulässig sein, darf aber 
nicht dazu führen, dass die Bank wesentliche Vertragsinhalte einseitig ändern kann, ohne dass der Kunde bewusst 
zustimmt.

Gerade die Einführung oder Erhöhung von Entgelten betrifft einen wesentlichen wirtschaftlichen Vertragsbestandteil. 
Wenn eine Bank solche Entgelte allein durch Nachricht im Postfach und ausbleibenden Widerspruch einführen könnte, 
würde dies den Kunden erheblich benachteiligen.

Bei Zahlungsdiensterahmenverträgen ist außerdem § 675g BGB zu beachten. Diese Norm betrifft Änderungen des 
Zahlungsdiensterahmenvertrags. Sie ersetzt aber nicht die allgemeine AGB-Kontrolle nach §§ 305 ff. BGB. Eine 
Änderungsklausel muss daher trotz spezialgesetzlicher Regelung transparent und angemessen sein.
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Beispiel 7: AGB-Änderung durch Schweigen Musterlösung 2/3

Ist die Zustimmungsfiktion unwirksam, liegt keine wirksame Zustimmung des K zu dem neuen Entgelt vor. Dann fehlt 
der Bank eine vertragliche Grundlage für die Belastung von 7,90 EUR monatlich.

K könnte die gezahlten Beträge nach § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB zurückverlangen. Die Bank hätte dann etwas 
durch Leistung des K ohne Rechtsgrund erlangt.

Ergebnis:
Das Entgelt wurde voraussichtlich nicht wirksam vereinbart. 
Bloßes Schweigen des K genügt für eine wesentliche Entgeltänderung regelmäßig nicht. 
K kann folglich die Rückzahlung der belasteten Entgelte nach § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB prüfen.
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Beispiel 7: AGB-Änderung durch Schweigen Musterlösung 3/3

Kurzes Prüfungsschema: Wirksame Vereinbarung des 
neuen Kontoführungsentgelts

1. Ausgangsvertrag
• Girovertrag / Zahlungsdiensterahmenvertrag
• laufendes Vertragsverhältnis zwischen K und 

Bank 

2. Änderung des Vertrags
• neue AGB und neues Preis- und 

Leistungsverzeichnis 
• Einführung eines monatlichen Entgelts von 7,90 

EUR 

3. Erforderlichkeit einer Vereinbarung
• Entgelt braucht vertragliche Grundlage 
• bloßes Schweigen ist grundsätzlich keine 

Zustimmung 

4. AGB-Kontrolle der Zustimmungsfiktion
• §§ 305 ff. BGB 
• insbesondere § 307 Abs. 1 BGB 
• Klausel ermöglicht Vertragsänderung durch 

Schweigen 

5. Problem: wesentliche Vertragsänderung
• Einführung / Erhöhung von Entgelten 
• wesentlicher wirtschaftlicher Vertragsbestandteil 
• Kunde wird durch Schweigefiktion erheblich 

belastet 

6. Spezialrecht Zahlungsdienste
• § 675g BGB 
• Änderungen des Zahlungsdiensterahmenvertrags
• ersetzt aber nicht die AGB-Kontrolle 

7. Rechtsfolge bei unwirksamer Klausel
• keine wirksame Zustimmung 
• kein Anspruch der Bank auf 7,90 EUR 

8. Rückforderung
• § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB 
• Bank hat Entgelt ohne Rechtsgrund erhalten 

9. Ergebnis
Entgelt ist nicht wirksam vereinbart, wenn die 
Zustimmungsfiktion unwirksam ist.
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Beispiel 8: Nachbesicherung und Kündigung eines Betriebsmittelkredits Sachverhalt

U betreibt ein kleines Unternehmen und hat bei der B-
Bank einen Betriebsmittelkredit aufgenommen. In den 
Bank-AGB heißt es:
„Die Bank kann jederzeit zusätzliche Sicherheiten 
verlangen, wenn sie dies für erforderlich hält. Kommt der 
Kunde dem Verlangen nicht innerhalb von sieben Tagen 
nach, kann die Bank den Kredit kündigen.“

Die wirtschaftliche Lage des U verschlechtert sich 
deutlich. 
Die B-Bank verlangt zusätzliche Sicherheiten und setzt 
eine Frist von sieben Tagen. 

U reagiert nicht. 

Die Bank kündigt den Kredit.

Frage: 
Prüfen und begründen Sie, worauf bei Nachbesicherung 
und Kündigung zu achten ist.
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Beispiel 8: Nachbesicherung und Kündigung eines Betriebsmittelkredits Musterlösung 1/3

Ausgangspunkt ist der Betriebsmittelkreditvertrag zwischen U und der B-Bank. Bei einem Betriebsmittelkredit handelt 
es sich regelmäßig um einen Darlehensvertrag im Sinne der §§ 488 ff. BGB. Daneben können Sicherheitenabreden
und Bank-AGB vereinbart sein.

Die Klausel über die Nachbesicherung ist eine Allgemeine Geschäftsbedingung im Sinne von § 305 Abs. 1 BGB, wenn 
sie von der Bank für eine Vielzahl von Verträgen vorformuliert und gestellt wurde. Sie unterliegt daher grundsätzlich der 
AGB-Kontrolle.

Eine Bank kann ein berechtigtes Interesse daran haben, bei einer wesentlichen Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Lage des Kreditnehmers zusätzliche Sicherheiten zu verlangen. Problematisch ist aber die Formulierung „jederzeit“ und 
„wenn sie dies für erforderlich hält“. Eine solche Klausel darf der Bank kein völlig freies Ermessen einräumen.

Nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB darf die Klausel den Kunden nicht unangemessen benachteiligen. Nach § 307 Abs. 1 
Satz 2 BGB muss sie klar und verständlich sein. Eine Nachbesicherungsklausel muss daher erkennen lassen, unter 
welchen Voraussetzungen zusätzliche Sicherheiten verlangt werden dürfen. Sachliche Gründe können etwa eine 
erhebliche Verschlechterung der Vermögenslage, eine Verschlechterung des Sicherheitenwerts oder eine deutliche 
Erhöhung des Kreditrisikos sein.

Hier hat sich die wirtschaftliche Lage des U deutlich verschlechtert. Das kann ein sachlicher Grund für ein 
Nachbesicherungsverlangen sein. Die Bank muss aber auch prüfen, ob Art und Umfang der verlangten Sicherheiten 
angemessen sind. Ein überhöhtes oder nicht nachvollziehbares Sicherungsverlangen kann unangemessen sein.

Auch die Frist von sieben Tagen ist zu prüfen. Bei einem Unternehmer kann eine kurze Frist eher zumutbar sein als bei 
einem Verbraucher. Trotzdem muss die Frist im konkreten Fall realistisch sein. Wenn U innerhalb von sieben Tagen 
objektiv keine geeigneten Sicherheiten beschaffen kann, kann die Frist unangemessen kurz sein.
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Beispiel 8: Nachbesicherung und Kündigung eines Betriebsmittelkredits Musterlösung 2/3

Für die Kündigung ist zu unterscheiden: Bei Dauerschuldverhältnissen kommt eine Kündigung aus wichtigem Grund 
nach § 314 BGB in Betracht. Daneben sind die darlehensrechtlichen Spezialvorschriften, insbesondere §§ 488, 490 
BGB, zu beachten. Die Bank darf also nicht allein automatisch kündigen, sondern muss prüfen, ob ein wichtiger Grund 
bzw. eine erhebliche Gefährdung ihrer Rückzahlungsansprüche vorliegt.

Die Klausel darf außerdem nicht so verstanden werden, dass jede unterlassene Nachbesicherung automatisch zur 
Kündigung berechtigt. Erforderlich ist eine Interessenabwägung. Dabei sind die wirtschaftliche Lage des U, die Höhe 
des Kredits, der Umfang der Sicherheiten, die Reaktion des U und die Gefährdung der Bank zu berücksichtigen.

Ergebnis:
Die Bank darf zusätzliche Sicherheiten nur auf wirksamer, transparenter und angemessener Grundlage verlangen. Eine 
Kündigung kommt nur in Betracht, wenn ein sachlicher Grund besteht, die Frist angemessen war und die 
Voraussetzungen des Darlehensrechts bzw. des § 314 BGB erfüllt sind. Eine pauschale automatische Kündigung allein 
wegen Fristablaufs ist AGB-rechtlich problematisch.

75



Beispiel 8: Nachbesicherung und Kündigung eines Betriebsmittelkredits Musterlösung 3/3

Kurzes Prüfungsschema: Wirksamkeit von Nachbesicherung 
und Kündigung

1. Ausgangsvertrag
• Betriebsmittelkredit 
• Darlehensvertrag nach §§ 488 ff. BGB 
• zusätzlich Sicherheitenabrede und Bank-AGB 

2. AGB-Charakter der Nachbesicherungsklausel
• § 305 Abs. 1 BGB 
• vorformulierte Bankklausel für Vielzahl von Verträgen 

3. Wirksame Einbeziehung
• § 305 Abs. 2 BGB 
• Hinweis, Kenntnisnahmemöglichkeit, Einverständnis 

4. Inhaltskontrolle der Klausel
• § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB 
• keine unangemessene Benachteiligung 
• § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB: Transparenz 

5. Sachlicher Grund für Nachbesicherung
• Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage 
• Verschlechterung des Sicherheitenwerts
• erhöhte Gefährdung des Rückzahlungsanspruchs 

6. Angemessenheit des Sicherungsverlangens

• Art und Höhe der verlangten Sicherheit 
• Verhältnismäßigkeit 
• keine Überbesicherung 

7. Angemessenheit der Frist
• sieben Tage 
• bei Unternehmern eher möglich 
• aber im Einzelfall realistisch und zumutbar? 

8. Kündigung
• kein automatisches Kündigungsrecht allein wegen 

Fristablauf 
• § 314 BGB bei Dauerschuldverhältnissen 
• darlehensrechtliche Spezialnormen, insbesondere §§

488, 490 BGB 

9. Interessenabwägung
• wirtschaftliche Lage des U 
• Gefährdung der Bank 
• Reaktion des U 
• Umfang des Kredits und der Sicherheiten 

10. Ergebnis
Nachbesicherung und Kündigung sind nur wirksam, wenn die 
Klausel transparent und angemessen ist, ein sachlicher 
Grund besteht und die Kündigung verhältnismäßig sowie 
spezialgesetzlich zulässig ist.
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